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Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über Sozialversicherung nebst 
Sdilußprotokoll 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz, 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem In Bonn am 24. Oktober 1950 unter- 
zeidineten Abkommen zwisdien der Bundes- 
republik Deutschland und der Sdiweize- 
risdien Eidgenossenschaft über Sozialversldie- 
rung sowie dem gleichzeitig Unterzeichneten 
Schlußprotokoll wird zugestimmt. 

A r t i k e 1 2 

Das Abkommen nebst Schlußprotokoll 
wird nadistehend mit Gesetzeskraft ver- 
öffentlidit. Der Tag, an dem das Abkom- 
men nadi seinem Artikel 22 und das Schluß- 
protokoll nach seiner Schlußbestimmung In 
Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi der Ver- 
kündung in Kraft, 
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Abkommen 

zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

über Sozialversidierung 


DIE REGIERUNG DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REGIERUNG 
DER SCHWEIZERISCHEN 
EIDGENOSSENSCHAFT 

haben über die gegenseitigen Beziehungen 
auf dem Gebiet der Sozialversicherung fol- 


gendes vereinbart: 


Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Dieses Abkommen bezieht sich auf alle gel- 
tenden und künftigen Gesetzgebungen der 
beiden vertragschließenden Teile über die 
gesetzlichen Versicherungen 

a) für den Fall der Invalidität und der 
Berufsunfähigkeit, 

b) für den Fall des Alters und des Todes, 

c) gegen Unfälle und Berufskrankheiten. 

Artikel 2 

Die deutschen und die schweizerischen 
Staatsangehörigen sind in den Rechten und 
Pflichten aus der Sozialversicherung (Arti- 
kel 1) der beiden vertragschließenden Teile 
einander gleichgestellt, soweit in diesem Ab- 
kommen und dem dazugehörigen Protokoll 
nichts Abweichendes- bestimmt ist. Unter 
dem gleichen Vorbehalt finden innerstaat- 
liche Vorschriften auf dem Gebiet der Sozial- 
versicherung (Artikel 1), die eine unter- 
schiedliche Behandlung von Inländern und 
Ausländern vorsehen, auf die Angehörigen 
des anderen vertragschließenden Teils keine 
Anwendung. 


Artikel 3 

(1) Bei der Durchführung der im Artikel 1 
bezeichneten Versicherungszweige werden die 
Vorschriften des vertragschließenden Teils 
angewendet, in dessen Gebiet die für die 
Versicherung maßgebende Beschäftigung aus- 
geübt wird. 

(2) Von diesem Grundsatz gelten folgende 
Ausnahmen: 

a) Werden Beschäftigte von einem Betrieb, 
der seinen Sitz in einem der beiden ver- 
tragschließenden Telle hat, für be- 
grenzte Dauer in das Gebiet des anderen 
Teils entsendet, so bleiben die Vor- 
schriften des vertragsdiließenden Teils 
maßgebend, in dem der Betrieb 
seinen Sitz hat, wenn der Aufenthalt 
in dem anderen Gebiet zwölf Monate 
nicht übersteigt. Überschreitet die Dauer 
der Beschäftigung In dem anderen ver- 
tragsdiließenden Teil die Frist von 
zwölf Monaten, so können die Vor- 
schriften des Teils, in dem der Betrieb 
seinen Sitz hat, mit Zustimmung der 
obersten Verwaltungsbehörde des Teils, 
in dem die vorübergehende Beschäfti- 
gung ausgeübt wird, auch weiterhin an- 
gewendet werden, jedoch längstens für 
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die Dauer von weiteren zwölf Monaten. 
Dasselbe gilt, wenn sich Beschäftigte 
eines Betriebes, der seinen Sitz in einem 
der beiden vertragschließenden Teile ^ 
hat, infolge der Art der Beschäftigung 
wiederholt in dem Gebiet des anderen 
Teils aufhalten und der einzelne Auf- 
enthalt zwölf Monate nicht übersteigt. 

b) Erstrecken sich im Grenzgebiet gewerb- 
liche oder landwirtschaftlidie Betriebe aus 
dem Gebiet des einen vertragschließenden 
Teils in das Gebiet des anderen, so fin- 
den auf die in diesen Betrieben Beschäf- 
tigten ausschließlich die Vorschriften des 
vertragschließenden Teils Anwendung, in 
dem der Betrieb seinen Sitz hat. 

c) Werden Bedienstete von einem Verkehrs- 
unternehmen, das seinen Sitz in einem der 
beiden vertragschließenden Teile hat, in 
dem anderen Gebiet vorübergehend- oder 
auf Anschlußstrecken oder Grenzbahn- 
höfen dauernd beschäftigt, so gilt aus- 
schließlich die Gesetzgebung des vertrag- 
schließenden Teils, in dem das Unterneh- 
men seinen Sitz hat. Dasselbe gilt für die 
Bediensteten von Luftfahrtunternehmun- 
gen eines der beiden vertragschließenden 
Teile, die diesem Teil angehören und in 
Flughäfen des anderen Teils dauernd be- 
schäftigt sind, sowie für solche Bedien- 
stete dieser Unternehmungen, die vor- 
übergehend im Flug- oder Bodendienst 
in dem Gebiet des anderen Teils tätig 
sind. 

d) Die zum Dienst auf einem Seeschiff wäh- 
rend der Fahrt für Rechnung des Reeders 
geheuerten Personen unterliegen den Vor- 
schriften des vertragschließenden Teils, 
unter dessen Flagge das Schiff fährt. 

e) Die von einem vertragschließenden Teil 
in den anderen entsandten Bediensteten 
öffentlicher Verv/altungsdienste (Zoll, 
Post, Paßkontrolle usw.) unterstehen den 
Vorschriften des entsendenden Teils. 

f) Auf die Leiter und Bediensteten der di- 
plomatischen oder konsularischen Vertre- 
tungen der beiden vertragschließenden 
Teile und die in ihren persönlichen Dien- 
sten stehenden Personen finden, soweit 
sie einem der beiden vertragschließenden 
Teile angehören, die Vorschriften des 
vertragschließenden Teils Anwendung, 
dem sie angehören. 

(3) Die obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden vertragschließenden Teile können im 


gegenseitigen Einvernehmen für einzelne Fälle 
Ausnahmen von den Bestimmungen der Ab- 
sätze 1 und 2 zulassen. 

Artikel 4 

(1) Deutsche und schweizerische Staatsan- 
gehörige, die einen Leistungsanspruch gegen 
einen oder mehrere der im Artikel 1 bezeich- 
neten Zweige der Sozialversicherung haben, 
erhalten die Leistungen einschließlich der Zu- 
schüsse aus öffentlichen Mitteln ohne jede Ein- 
schränkung, solange sie im Gebiet eines der 
beiden vertragschließenden Teile wohnen. Die 
Leistungen der Sozialversicherung (Artikel 1) 
eines der beiden vertragschließenden Teile ein- 
schließlich der Zuschüsse aus Öffentlichen Mit- 
teln werden den Angehörigen des anderen 
vertragschließenden Teils, die sich in dem Ge- 
biet eines dritten Staates aufhalten, unter den 
gleichen Voraussetzungen und in dem glei- 
chen Umfange gewährt, wie den eigenen 
Staatsangehörigen, die sich in dem dritten 
Staat aufhalten. 

(2) Bei Anwendung der Vorschriften eines 
der beiden vertragschließenden Teile über die 
Abfindung von Ansprüchen oder die Gewäh- 
rung anderer einmaliger Leistungen gilt der 
Aufenthalt in dem Gebiet des anderen ver- 
tragschließenden Teils für die deutschen und 
die schweizerischen Staatsangehörigen nicht 
als Aufenthalt im Ausland. 


Abschnitt II 

Versicherung für den Fall der Invalidität 
und der Berufsunfähigkeit 

Artikels 

Die nach deutschen Vorschriften für den 
Fall der Invalidität oder der Berufsunfähig- 
keit an einen Versicherten zu gewährenden 
Renten der Rentenversicherung der Arbeiter 
(Invalidenversicherung), der Rentenversiche- 
rung der Angestellten (Angestelltenver- 
sicherung) und der knappschaftlichen 
Rentenversicherung sowie der Knapp- 
schaftssold der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung werden von den deutschen Versiche- 
rungsträgern ohne Berücksichtigung der bei 
schweizerischen Versicherungsträgern zurück- 
gelegten Versicherungszeiten festgestellt. Voll- 
endet ein Berechtigter, der Anspruda auf eine 
solche Rente hat, das 65. Lebensjahr, so sind 
die Bestimmungen des Artikels 7 dieses Ab- 
kommens anzuwenden. 
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Abschnitt III 

Versicherung für den Fall des Alters 
und des Todes 

Artikel 6 

(1) Deutsche Staatsangehörige, die der 
schweizerischen Alters- und Hinterlassenenver- 
sicherung angehören oder angehört haben, 
haben unter den gleichen Bedingungen wie 
schweizerische Staatsangehörige Anspruch auf 
die ordentlichen Renten dieser Versicherung, 
wenn sie bei Eintritt des Versicherungsfalls 

a) während insgesamt mindestens fünf vol- 
ler Jahre Beiträge an die schweizerische 
Alters- und Hinterlassenenversicherung 
bezahlt haben, oder 

b) insgesamt mindestens zehn Jahre — davon 
mindestens fünf Jahre unmittelbar und 
ununterbrochen vor dem Versicherungsfall 
— ln der Schweiz gewohnt und in dieser 
Zeit während insgesamt mindestens eines 
vollen Jahres Beiträge an die schweizerische 
Alters- und Hinterlassenenversicherung 
bezahlt haben. Für deutsche Grenzgänger 
wird jedes Jahr, ln dessen Verlauf sie 
mindestens acht volle Monate in der 
Schweiz beschäftigt waren, einem vollen 
Aufenthaltsjahr gleichgestellt. 

(2) Stirbt ein deutscher Staatsangehöriger, 
der die Bedingungen von Absatz 1 Buchstabe 
a oder b erfüllt hat, so haben seine Hinterblie- 
benen Anspruch auf die ordentlichen Renten 
der schweizerischen Alters- und Hinterlas- 
senenversicherung. 

(3) Die von der schweizerischen Alters- und 
Hinterlassenenversicherung zu gewährenden 
Renten werden ohne Berücksichtigung der bei 
deutschen Versldierungsträgern zurückgelegten 
Versicherungszeiten festgesetzt. 

(4) Artikel 40 des schweizerischen Bundes- 
gesetzes über die Alters- und Hinterlassenen- 
versicherung über die Kürzung von Renten 
findet auf deutsche Staatsangehörige keine An- 
wendung. 

(5) Versicherte deutscher Staatsangehörig- 
keit und deren Hinterbliebene, denen bei Ein- 
tritt des Versicherungsfalls kein Anspruch auf 
eine Rente der schweizerischen Alters- und 
Hinterlassenenversicherung zusteht, haben 
Anspruch darauf, daß die vom Versicherten 
und seinen Arbeitgebern an die schweizerische 
Alters- und Hinterlassenenversicherung be- 
zahlten Beiträge an die deutschen Rentenver- 
sicherungen überwiesen und nach Maßgabe 
des Artikels 7 Absatz 4 verwendet werden. 


Besteht nach deutschen Vorschriften unter Be- 
rücksichtigung dieses Abkommens auch kein 
Anspruch gegen die deutschen Rentenversiche- 
rungen, so zahlen diese auf Antrag die ihnen 
überwiesenen Beiträge dem Versicherten aus. 
Im Falle seines Todes werden die Beiträge 
auf Antrag nacheinander seiner Witwe und 
seinen Kindern ausgezahlt. Nach Überweisung 
der Beiträge an die deutschen Rentenversiche- 
rungen können Versicherte deutscher Staats- 
angehörigkeit und deren Hinterbliebene aus 
diesen Beiträgen keine Ansprüche an die 
schweizerische Alters- und Hinterlassenenver- 
sicherung mehr stellen. 

Artikel/ 

(1) Bel der Feststellung der nach den deut- 
schen Vorschriften für den Fall des Alters 
oder des Todes zu gewährenden Renten der 
Rentenversicherung der Arbeiter (Invaliden- 
versicherung), der Rentenversicherung der An- 
gestellten (Angestelltenversicherung) und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung werden 
die in der schweizerischen Alters- und Hinter- 
lassenenversicherung zurück gelegten Versiche- 
rungszeiten (Beitragszeiten sowie die ihnen 
gleidistehenden Ersatzzeiten) berücksichtigt 

a) für die Erfüllung der Wartezeit im Falle 
einer Altersrente, falls mindestens 260 
Wochenbeiträge oder 60 Monatsbeiträge 
zu den deutsdien Rentenversicherungen 
entrichtet wurden, 

b) für die Erhaltung der Anwartschaft in 
den Fällen der Altersrenten und Hinter- 
bliebenenrenten, 

sofern sich diese Zeiten nicht mit solchen ln 
den deutschen Rentenversicherungen über- 
schneiden. Als Versicherungszeiten der schwei- 
zerischen Alters- und Hinterlassenenversiche- 
rung gelten auch solche Zeiten, für die Bei- 
träge nach Artikel 6 Absatz 5 überwiesen wor- 
den sind. 

(2) Hat ein Berechtigter für den Fall des 
Alters oder des Todes einen Rentenanspruch 
sowohl in einer oder mehreren der im Ab- 
satz 1 dieses Artikels bezeichneten deutschen 
Rentenversicherungen als auch ln der schwei- 
zerischen Alters- und Hinterlassenenversiche- 
rung, so werden die von den deutschen Ver- 
siciierungsträgern zu gewährenden Leistungen 
wie folgt berechnet: 

a) Die von der Versicherungszeit abhängigen 
Leistungen oder Leistungsteile, die aus- 
schließlich nach Maßgabe der unter der 
deutschen Gesetzgebung zurückgelegten 
Versicherungszciten berechnet werden, 
unterliegen keiner Kürzung. 
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b) Die von der Vcrsichcrungszeit unabhän- 
gigen Leistungen oder Leistungsteile wer- 
den nur im Verhältnis der nach der deut- 
schen Gesetzgebung bei der Leistungsbe- 
rechnung anzurechnenden Versicherungs- 
zeiten zur Gesamtsumme der nach der 
deutschen und der schweizerischen Gesetz- 
gebung bei der Leistungsberechnung an- 
zurechnenden Versicherungszeiten ge- 
währt. 

(3) Wenn ein Berechtigter die Voraus- 
setzungen für den Rentenanspruch wegen Al- 
ter oder Tod nach den Gesetzgebungen beider 
vertragschließenden Teile erfüllt, und wenn 
der Rentenbetrag, auf den er allein nach der 
deutschen Gesetzgebung Anspruch erheben 
kann, die Summe der Renten, die sich aus 
der Anwendung des Artikels 6 und von Ab- 
satz 1 und 2 dieses Artikels ergeben würde, 
übersteigt, so kann er von dem deutschen Ver- 
sicherungsträger eine Zulage in der Höhe des 
Unterschiedsbetrages beanspruchen. 

(4) Die deutschen Versicherungsträger ge- 
währen für die ihnen nach Artikel 6 Ab- 
satz 5 überwiesenen Beiträge einen zusätzlichen 
Steigerungsbetrag zu den nach den deutschen 
Vorschriften zu gewährenden Renten für den 
Fall des Alters oder des Todes, ferner nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres auch im Falle 
der Invalidität oder der Berufsunfähigkeit. 
Die Höhe des Steigerungsbetrages wird in An- 
lehnung an das Verhältnis zwischen Beitrag 
und Steigerungsbetrag nach den allgemeinen 
deutschen Vorschriften festgesetzt. Das Nähere 
bestimmt der deutsche Bundesminister für 
Arbeit. 

(5) Versicherte schweizerischer Staatsange- 
hörigkeit, denen bei Eintritt des Versicherungs- 
falls kein Anspruch auf eine Rente der deut- 
schen Rentenversicherungen zusteht, haben 
Anspruch darauf, daß 80 vom Hundert der 
vom Versicherten und seinen Arbeitgebern in 
der Zeit nach dem 30. Juni 1948 an die deut- 
schen Rentenversicherungen entrichteten Bei- 
träge dem Versicherten überwiesen werden. 
Im Falle seines Todes werden die Beiträge auf 
Antrag nacheinander seiner Witwe und seinen 
Kindern ausgezahlt. Nach Überweisung der 
Beiträge können Versicherte schweizerischer 
Staatsangehörigkeit und deren Hinterbliebene 
aus diesen Beiträgen keine Ansprüche an die 
deutschen Rentenversicherungen mehr stellen. 

Artikel 8 

Scheidet ein Versicherter aus der Versiche- 
rungspflicht bei der schweizerischen Alters- 
und Hinterlasscnenversicherung aus und ver- 


legt er seinen Wohnsitz in das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland, so kann er sich 
in der deutschen Rentenversicherung der 
Arbeiter oder der Angestellten freiwillig 
weiterversichern, wenn er mindestens für 
sechs Monate Beiträge zur schweizerischen 
Alters- und Hinterlasscnenversicherung be- 
zahlt hat. Die Weiterversicherung kann nur 
in dem Versicherungszweig (Artikel 7 Ab- 
satz 1) durchgeführt werden, welcher der 
Art der Beschäftigung während der letzten 
sechs Monate in der Schweiz entspricht. Falls 
nach deutschen Vorschriften keine Versiche- 
rungspflicht bestünde, kann die Weiterver- 
sicherung nur in der Rentenversicherung 
der Angestellten (Angestelltenversicherung) 
durchgeführt werden. 


Abschnitt IV 

Versicherung gegen Unfälle und 
Berufskrankheiten 

Artikel 9 

Ein Versicherter eines vertragschließenden 
Teils, der im Gebiet des anderen vertrag- 
schließenden Teils einen Unfall erleidet oder 
sich eine Berufskrankheit zuzieht, kann von 
dem Träger der Unfallversicherung oder 
dem Träger der Krankenversicherung des 
Teils, in^ dessen Gebiet er sich auf hält, die 
erforderliche Krankenbehandlung verlangen. 
In diesem Fall hat der für die Versicherung 
zuständige Träger die Kosten der Kranken- 
behandlung dem Versicherungsträger, der sie 
gewährt hat, zu erstatten. 

Artikel 10 

(1) Ist für einen Versicherten eine Lei- 
stung von einem Versicherungsträger eines 
der beiden vertragschließenden Teile zu ge- 
währen und soll von einem Versicherungs- 
träger des anderen vertragschließenden Teils 
auf Grund eines neuen Unfalls oder einer 
Berufskrankheit eine weitere Leistung fest- 
gestellt werden, so berücksichtigt der Ver- 
sicherungsträger dieses vertragschließenden 
Teils dabei die frühere Leistung in der glei- 
chen Weise, als ob er auch diese zu gewähren 
hätte. 

(2) Die obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden vertragschließenden Teile können ver- 
einbaren, daß die In der Gesetzgebung eines 
vertragschließenden Teils zur Entschädigung 
einer Berufskrankheit vorgeschriebenen Leistun- 
gen auch dann zu gewähren sind, wenn der Ver- 
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sicherungsfall während der Zugehörigkeit zu 
einer Unfallversicherung dieses vertrag- 
schließenden Teils eintritt, die Berufskrank- 
heit aber bereits während der Beschäftigung 
im Gebiet des anderen vertragschließenden 
Teils hervor gerufen wurde, ohne daß nach 
den Vorschriften dieses Teils für diese Berufs- 
krankheit bereits eine Leistung festgesetzt 
worden ist oder werden kann. 

Artikel 11 

Die einschränkenden Vorschriften über die 
Gewährung von Versicherungsleistungen an 
Angehörige fremder Staaten und ihre Hinter- 
bliebenen nach Artikel 90 des schweizerischen 
Bundesgesetzes vom 13. Juni 1911 über die 
Kranken- und Unfallversicherung finden auf 
deutsche Staatsangehörige keine Anwendung. 

Abschnitt V 

Gemeinsame Bestimmungen 
Artikel 12 

(1) Die Vorschriften eines der beiden ver- 
tragschließenden Teile über die Kürzung oder 
das Ruhen von Leistungen für den Fall des 
Zusammentreffens mehrerer Leistungen sind 
gegenüber dem Berechtigten auch anzuwenden, 
wenn er einen Leistungsanspruch gegen die 
Versicherung des anderen vertragschließen- 
den Teils hat. Haben hiernach die aus 
einem vertragschließenden Teil gewährten 
Bezüge die Kürzung oder das Ruhen 
von Leistungen beider vertragschließenden 
Teile zur Folge, so dürfen diese Bezüge 
von jedem Versicherungsträger nur zu dem 
Teil für die Kürzung oder das Ruhen be- 
rücksichtigt werden, der dem Verhältnis der 
bei der Leistungsberechnung zugrunde ge- 
legten Versicherungszeiten in der deutschen 
und der schweizerischen Sozialversicherung 
entspricht. 

(2) Die Vorschriften über die Kürzung oder 
das Ruhen von Leistungen für den Fall des 
Zusammentreffens mehrerer Leistungen für 
denselben Versicherungsfall finden jedoch auf 
die Renten, die auf Grund der Bestimmungen • 
der Artikel 6 und 7 beansprucht werden, keine 
Anwendung. 

Artikel 13 

(1) Die Träger, Behörden und Gerichte der 
Sozialversicherung der beiden vertragschließen- 
den Teile leisten sich gegenseitig im gleichen 
Umfang Hilfe wie bei der Anwendung ihrer 
eigenen Gesetzgebung über die Sozialver- 


sicherung. Dies gilt auch hinsichtlich der 
Durchführung der deutschen und schweize- 
rischen freiwilligen Versicherungen auf den 
Gebieten beider vertragschließenden Teile. Die 
gegenseitige Hilfe ist kostenlos. 

(2) Ärztliche Untersuchungen, die bei der 
Durchführung der Sozialversicherung des einen 
vertragschließenden Teils erfolgen und einen 
Berechtigten auf dem Gebiet des andern Teils 
betreffen, werden auf Antrag des ver- 
pflichteten Versicherungsträgers zu seinen 
Lasten von dem Versicherungsträger des ver- 
tragschließenden Teils veranlaßt, in dem der 
Berechtigte sich aufhält. 

Artikel 14 

Die Träger, Behörden und Gerichte der 
Sozialversicherung der beiden vertragschließen- 
den Teile verkehren bei der Durchführung 
dieses Abkommens miteinander unmittelbar 
in ihrer Amtssprache. 

Artikel 15 

(1) Anträge, die bei Versicherungsträgern 
oder anderen dafür zuständigen Stellen eines 
vertragschließenden Teils gestellt werden, gel- 
ten auch als Anträge bei den Versicherungs- 
trägern des anderen Teils. 

(2) Rechtsmittel, die innerhalb der vorge- 
schriebenen Frist bei einer für die Entgegen- 
nahme von Rechtsmitteln zuständigen Stelle 
eines der beiden vertragschließenden Teile ein- 
zulegen sind, gelten auch als fristgerecht einge- 
legt, wenn sie innerhalb dieser Frist bei einer 
entsprechenden Stelle des anderen vertrag- 
schließenden Teils eingelegt werden. In 
diesem Falle übersendet diese Stelle die Rechts- 
mittelschrift unverzüglich an die zuständige 
Stelle. Ist der Stelle, bei der das Rechtsmittel 
eingelegt ist, die zuständige Stelle nicht be- 
kannt, so kann die Weiterleitung über die 
obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
vertragschließenden Teile erfolgen. 

Artikel 16 

(1) Die durch die Gesetzgebung eines der 
beiden vertragschließenden Teile vorgesehene 
Steuer- und Gebührenbefreiung für Urkunden, 
die bei Trägern, Behörden und Gerichten der 
Sozialversicherung dieses vertragschließenden 
Teils vorzulegen sind, gilt auch für Urkunden, 
die bei Anwendung dieses Abkommens den 
entsprechenden Stellen des anderen vertrag- 
schließenden Teils vorzulegen sind. 

(2) Alle Akten, Urkunden und Schrift- 
stücke jeglicher Art, die zur Ausführung dieses 
Abkommens vorgelegt werden müssen, sind 
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von der Beglaubigung oder Legalisation durch 
diplomatisdie oder konsularische Behörden be- 
freit, 

A r t i k e 1 17 

(1) Die Versicherungsträger, die nach diesem 
Abkommen Zahlungen zu leisten haben, wer- 
den durch Zahlung in ihrer Landeswährung 
von ihrer Verpflichtung befreit. 

(2) Soweit nach diesem Abkommen Zah- 
lungen von einem Versicherungsträger eines 
der beiden vertragschließenden Teile in das 
Gebiet des anderen vertragschließenden Teils 
zu leisten sind, werden diese Zahlungen nach 
Maßgabe des jeweiligen Zahlungsabkommens 
zwischen den beiden vertragschließenden 
Teilen durchgeführt. 

(3) Sofern Vorschriften in einem der beiden 
vertragschließenden Teile die Zahlungen von 
Leistungen in das Ausland von der Erfüllung 
bestimmter Formalitäten abhängig machen, 
finden die für Inländer geltenden Vorschriften 
in gleicher Weise auch auf die Personen An- 
wendung, die auf Grund dieses Abkommens 
einen Leistungsanspruch haben. 

(4) Auf Antrag eines Berechtigten, der in 
dem Gebiete eines der vertragschließenden 
Teile wohnt, kann der Versicherungsträger 
des Teils, in dem er wohnt, die Barleistungen, 
die von dem Versicherungsträger des anderen 
vertragschließenden Teils geschuldet werden, 
nach Maßgabe einer Vereinbarung zwischen 
den beteiligten Versicherungsträgern zu Lasten 
des verpflichteten Versicherungsträgers aus- 
zahlen. 

Artikel 18 

Die Vorschriften der beiden vertrag- 
schließenden Teile über die Organe ihrer Ver- 
sicherungsträger und die ihnen angehörenden 
Mitglieder werden durch dieses Abkommen 
nicht berührt. 


Abschnitt VI 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 
Artikel 19 

(1) Die obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden vertragschließenden Teile vereinbaren 
unmittelbar miteinander die zur Durchführung 
dieses Abkommens erforderlichen Maßnahmen, 
soweit sie ein gegenseitiges Einverständnis be- 
dingen. Sie können insbesondere vereinbaren, 
daß zur Erleichterung der Durchführung des 
Abkommens beiderseits V erbindungsstellen 
bestimmt werden, die unmittelbar mitein- 


ander verkehren. Ferner unterrichten sie sich 
gegenseitig laufend von eingetretenen Ände- 
rungen der im Artikel 1 genannten Gesetz- 
gebungen. 

(2) Die Träger und Behörden der Sozial- 
versicherung der beiden vertragschließenden 
Teile unterrichten sich gegenseitig von allen 
Maßnahmen, die sie zur Durchführung dieses 
Abkommens in dem Gebiet ihres Bereichs 
treffen. 

A r t i k e 1 20 

(1) Alle bei Durchführung dieses Abkom- 
mens sich ergebenden Schwierigkeiten werden 
die obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
vertragschließenden Teile im gegenseitigen 
Einvernehmen regeln. 

(2) Kann auf diesem Wege keine Lösung 
gefunden werden, so hat ein Schiedsgericht 
nach den Grundsätzen und dem Geist dieses 
Abkommens zu entscheiden. Das Schiedsgericht 
setzt sich aus je einem Angehörigen der beiden 
vertragschließenden Teile und einem Ange- 
hörigen eines anderen Staates als dritten 
Schiedsrichter zusammen. Die Schiedsrichter 
der beiden vertragschließenden Teile werden 
jeweils von ihren Regierungen bestimmt. Diese 
beiden Schiedsrichter bestimmen gemeinsam 
den dritten Schiedsrichter. Die Entsdieidungen 
des Schiedsgerichts sind endgültig. 

Artikel 21 

Oberste Verwaltungsbehörden der beiden 
vertragschließenden Teile im Sinne dieses Ab- 
kommens sind 

in der Bundesrepublik Deutschland 
der Bundesminister für Arbeit, 

In der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
das Bundesamt für Sozialversicherung. 

Artikel 22 

Dieses Abkommen, das der Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften jedes der bei- 
den vertragschließenden Teile bedarf, tritt zu 
dem Zeitpunkt in Kraft, den die beiden Re- 
gierungen durch eine gemeinsame Verein- 
barung festsetzen. 

Artikel 23 

(1) Dieses Abkommen wird zunächst für die 
Dauer eines Jahres abgeschlossen. Es gilt als 
stillschweigend von Jahr zu Jahr verlängert, 
sofern es nicht von einem der beiden ver- 
tragschließenden Teile spätestens drei Monate 
vor Ablauf der Jahresfrist gekündigt wird. 

(2) Wird dieses Abkommen gekündigt, so 
bleiben dessen Bestimmungen auf die bereits 
erworbenen Ansprüche weiterhin anwendbar; 
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einschränkeiide Vorschriften über die Gewäh- 
rung von Versicherungsleistungen im Falle von 
Auslandsaufenthalt bleiben für diese An- 
sprüdie unberücksichtigt. 

(3) Auf die bis zum Außerkrafttreten dieses 
Abkommens erworbenen Anwartschaften 
bleiben dessen Bestimmungen auch nach seinem 
Außerkrafttreten nach Maßgabe einer Zusatz- 
vereinbarung anwendbar. 

Artikel 24 

(1) Die Bestimmungen dieses Abkommens 
gelten auch für Versicherungsfälle, die vor 
seinem Inkrafttreten eingetreten sind. Bei der 
Anwendung dieses Abkommens sind auch die 
Versidierungszeiten zu berücksichtigen, die 
vor seinem Inkrafttreten zurückgelegt sind. 


(2) Leistungen eines vertragschließenden 
Teils, die vor dem Inkrafttreten dieses Ab- 
kommens nicht gewährt oder zum Ruhen ge- 
bracht worden sind, weil der Berechtigte nicht 
in dem Gebiet dieses Teils wohnte, werden 
mit dem Tage des Inkraftretens dieses Ab- 
kommens gewährt oder zum Wiederaufleben 
gebracht, soweit sie nicht durch Kapitalzah- 
lung abgefunden sind. Vor dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens festgesetzte und noch fäl- 
lige Leistungen sind, soweit erforderlich, auf 
Grund der Bestimmungen dieses Abkommens 
neu festzusetzen. Für die Zeit vor dem In- 
krafttreten dieses Abkommens werden Leistun- 
gen auf Grund der in ihm enthaltenen Bestim- 
mungen nicht gewährt. 


Gefertigt In doppelter Urschrift 
in Bonn, am 24. Oktober 1950. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeich- 
neten nach Austausch ihrer in guter und ge- 
höriger Form befundenen Vollmachten dieses 
Abkommen mit ihren Unterschriften und ihren 
Siegeln versehen. 


Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
L. S. J. Eckert 
L. S, Dr. Dobbernack 


Für den 

Schweizerischen Bundesrat 
L. S. Saxer 


9 



Schlußprotokoll 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen 
den Regierungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft abgeschlossenen Abkommens über 
Sozialversicherung geben die beiderseitigen 
Bevollmächtigten im Namen der vertrag- 
schließenden Teile die übereinstimmende Er- 
klärung ab, daß über folgendes Einverständ- 
nis besteht: 

1. Zur Bundesrepublik Deutschland im Sinne 
des Abkommens gehören die deutschen 
Länder, deren Einwohner berechtigt sind, 
stimmberechtigte Abgeordnete in den 
Deutschen Bundestag zu wählen. 

2. Das Abkommen erstreckt sich auf die 
nachstehend bezeichneten deutschen und 
schweizerischen Staatsangehörigen, die 
einem deutschen oder einem schweize- 
rischen Versicherungsträger oder beiden 
angehören oder angehört haben, ein- 
schließlich ihrer anspruchsberechtigten Fa- 
milienangehörigen. 

Auf deutscher Seite gehören zu dem Per- 
sonenkreis in diesem Sinne: 

a) In der Unfallversicherung 

die Personen, die einen Leistungsan- 
spruch gegen einen Versicherungs- 
träger mit dem Sitz in der Bundes- 
republik Deutschland haben, und bei 
denen der Arbeitsunfall oder die Be- 
rufskrankheit in dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland oder auf 
Seeschiffen, deren Heimathafen sich in 
diesem Gebiet befindet, eingetreten 
sind, und zwar auch in den Fällen, die 
vor Errichtung der Bundesrepublik 
Deutschland in deren Gebiet einge- 
treten sind. Als Arbeitsunfall (Be- 
rufskrankheit) in diesem Sinne gilt 
auch ein Unfall (Berufskrankheit), der 
sich während der vorübergehenden 
Beschäftigung eines nach deutschem 
Unfallversicherungsrecht Versicherten 
außerhalb des Gebietes der Bundes- 
republik Deutschland ereignet. 

b) In den Rentenversicherungen 

die Personen, deren Leistungsanspruch 
entweder 

von einem Versicherungsträger mit 


dem Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland festgestellt worden ist, 
oder 

auf einem Versicherungsverhältnis be- 
ruht, das während der Zugehörigkeit 
zur deutschen Rentenversicherung 
entweder zuletzt als Pflichtversihe- 
rung oder überwiegend als Pflicht- 
oder freiwillige Versicherung in dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land bestanden hat, und zwar auch 
dann, wenn das Versicherungsverhält- 
nis in dieser Weise vor Errichtung der 
Bundesrepublik Deutschland in ihrem 
Gebiet bestanden hat. 

Auf schweizerischer Seite gelten als 
deutsche Staatsangehörige im Sinne 
des Abkommens die deutschen Staats- 
angehörigen, die entweder im Zeit- 
punkt der Unterzeichnung des Ab- 
kommens in der Bundesrepublik 
Deutschland oder in der Schweiz ge- 
wohnt haben, oder — falls diese Vor- 
aussetzungen nicht erfüllt sind — im 
Besitz gültiger, von zuständigen amt- 
lihen Stellen im Gebiet der Bundes- 
republik Deutshland namentlich aus- 
gestellter Personalausweise sind. 

3. Soweit nach den Bestimmungen des Ab- 
kommens in den beiderseitigen Renten- 
versicherungen Versicherungszeiten und 
die für sie entrichteten Beiträge für die 
Leistungsgewährung zu berücksichtigen 
sind, werden sie wie folgt angerechnet: 

Auf deutscher Seite: 

a) die im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zurückgelegten Zeiten 
und entrichteten Beiträge und 

b) die in den deutschen Rentenversiche- 
rungen außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland zurückgelegten Zeiten und 
die für sie entrichteten Beiträge, so- 
weit sie bei Berechtigten mit Wohn- 
sitz in der Bundesrepublik Deutsch- 
land anzurehnen sind oder wären. 

Auf schweizerisher Seite: 

die in der schweizerischen Alters- und 
Hinterlassenenversicherung zurückge- 
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legten Zeiten und entrichteten Bei- 
träge. 

4. Die obersten Verwaltungsbehörden der 
beiden vertragschließenden Teile werden 
nach Artikel 3 Absatz 3 des Abkommens 
vereinbaren, daß Personen schweizerischer 
Staatsangehörigkeit, die in den persön- 
lichen Diensten des Leiters oder von Be- 
diensteten einer schweizerischen diplo- 
matischen oder konsularischen Vertre- 
tung in der Bundesrepublik Deutschland 
stehen, in der deutschen Unfallversiche- 
rung und, soweit die genannten Personen 
nicht freiwillig der schweizerischen Alters- 
und Hinterlassenenversicherung ange- 
hören, auch in den anderen Zweigen der 
deutschen Sozialversicherung versiche- 
rungspflichtig sind. 

5. Als Kinder im Sinne des Artikels 6 Ab- 
satz 5 des Abkommens gelten die Kinder, 
die die persönlichen Voraussetzungen der 
Artikel 25 'bis 28 des schweizerischen 
Bundesgesetzes über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung erfüllen. 

Als Kinder im Sinne des Artikels 7 Ab- 
satz 5 des Abkommens gelten die Kinder, 
die die persönlichen Voraussetzungen des 
§ 1258 der Reichsversicherungsordnung 
erfüllen. 

6. Der Artikel 18 des schweizerischen 
Bundesgesetzes über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung wird insoweit 
nicht angewendet, als er dem Artikel 6 
des Abkommens entgegensteht. 

7. Der Begriff des vollen Beitragsjahres im 
Sinne von Artikel 6 Absatz 1 des Ab- 
kommens deckt sich mit dem Begriff des 
vollen Beitragsjahres, wie er in Artikel 50 
der Vollzugs Verordnung vom 31. Oktober 
1947 zum schweizerischen Bundesgesetz 
über die Alters- und Hinterlassenenver- 
sicherung umschrieben ist. 

8. Ein in der Schweiz wohnhafter deutsdier 
Staatsangehöriger, der während der letz- 
ten fünf Jahre vor Eintritt des Versiche- 
rungsfalls die Schweiz jedes Jahr für eine 
zwei Monate nicht übersteigende Zeit ver- 
läßt, unterbricht seinen Aufenthalt In der 
Schweiz im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe b des Abkommens nicht. 

9. Es gelten als Leistungstelle Im Sinne von 

a) Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a des 
Abkommens der Steigerungsbetrag, 

b) Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b des 
Abkommens der Grundbetrag, der 


Kinderzuschuß, der Rentenzuschlag 
nach der deutschen Sozialversicherungs- 
Anpassungsgesetzgebung von 1949 
“ und der Leistungszuschlag für Hauer- 
arbeit in der knappschaftllchen Renten- 
versicherung. 

10. Auf Grund des Artikels 13 des Ab- 
kommens können die obersten Verwal- 
tungsbehörden der beiden vertragschlie- 
ßenden Teile vereinbaren, daß die Ver- 
waltungsstellen des einen Teils nach den 
für sie maßgebenden Vorschriften auch 
für die Rückforderung von Leistungen 
zuständig sind, die ein in diesem Teil 
Wohnender aus der Sozialversicherung 
des anderen Teils zu Unrecht bezogen hat. 

11. Eine dem Versicherten nicht zumutbare 
Doppelbelastung im Sinne des Artikels 1 
Absatz 2 Buchstabe b des schweizerischen 
Bundesgesetzes über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung vom 20. De- 
zember 1946 wird anerkannt, wenn er 
Beiträge sowohl zur deutschen Renten- 
versicherung als auch zur schweizerischen 
Alters- und Hinterlassenenversicherung 
entrichten müßte. 

12. Sowohl die Träger der deutschen Unfall- 
versicherung und Rentenversicherungen, 
die ihren Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland haben, als auch die Träger 
der schweizerischen Unfallverslcherun^g 
und Alters- und Hinterlassenenversiche- 
rung übernehmen vom Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Abkommens an die Ver- 
pflichtung, den Rentenberechtigten, die 
zu dem Personenkreis im Sinne des Ar- 
tikels 4 des Abkommens In Verbindung 
mit den Nummern 2 und 3 dieses Schluß- 
protokolls gehören und seit 1945 ihre 
Renten wegen Einstellung des zwischen- 
staatlichen Zahlungsverkehrs nicht er- 
halten haben, die rückständigen Renten 
nachzuzahlen. Dabei sind die zur Zeit 
der Fälligkeit der monatlichen Renten- 
raten maßgebenden Vorschriften zu- 
grunde zu legen; hinsichtlich der von den 
deutschen Versicherungsträgern hiernach 
für die Zeit vor dem 1. Juli 1948 nachzu- 
zahlenden Renten werden die geschul- 
deten Reichsmarkbeträge Im Verhältnis 
von zehn Reichsmark gleich einer Deut- 
schen Mark bewertet. 

Die sich hiernach ergebenden Verpflich- 
tungen werden Im Rahmen der sich aus 
dem geltenden oder einem künftig abzu- 
schließenden Zahlungsabkommen erge- 
benden Transfermöglichkelten und auf 
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dem im Zahlungsabkommen vorgesehenen 
Wege von dem verpflichteten Versiche- 
rungsträger an den Reritenbere,chtigten 
überwiesen. Für die seit dem 1. Sep- 
tember 1949 rückständigen Renten ist be- 
reits in der „Gemischten Kommission'^ 
für den Zahlungsverkehr zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweiz am 20. Dezember 1949 die Mög- 
lichkeit des Transfers vereinbart worden. 
Hierzu hat die deutsche Delegation da- 
von Kenntnis gegeben, daß nach Auf- 
fassung der zuständigen deutschen Be- 
hörden ein Transfer von rückständigen 
Renten, die vor dem 1. September 1949 
fällig waren, nach den Bestimmungen des 
gegenwärtig geltenden deutsch-schweize- 
rischen Zahlungsabkommens nicht zu- 
lässig sei, da die Zahlung dieser Rück- 
stände nicht die Eigenschaft von laufen- 
den Zahlungen im Sinne dieses Abkom- 
mens habe. 

Die schweizerische Delegation wies darauf 
hin, daß die schweizerischen Versiche- 
rungsträger der sich nach den vorstehen- 
den Bestimmungen ergebenden Verpflich- 
tung zur Nachzahlung der rückständigen 
Renten an Berechtigte im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland bereits nach- 
gekommen seien und auch den Transfer 
vollzogen hätten. Die schweizerische De- 
legation hielt es deshalb für unbedingt 
erforderlich, daß auch die deutschen Ver- 
sicherungsträger sobald wie möglich den 
Transfer ihrer rückständigen Renten an 
Berechtigte In der Schweiz vollziehen. 

Die beiden Delegationen erklärten über- 
einstimmend, dafür Sorge tragen zu 
wollen, daß die für den gegenseitigen 
Zahlungsverkehr zuständige „ Gemischte 
Kommission" sich mit dieser Frage be- 
faßt, um mit dem Transfer der seit dem 
1. September 1949 auf gelaufenen Rück- 
stände noch vor dem Inkrafttreten des 
Abkommens beginnen zu können und für 
den Transfer der übrigen Rückstände eine 
baldige Lösung zu finden. 

13. Das Abkommen über die soziale Sicher- 
heit der Rheinschiffer wird durch das Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über Sozialversicherung 
nicht berührt, jedoch bleiben Zusatzver- 
einbarungen zwischen den obersten Ver- 
waltungsbehörden der beiden vertrag- 
schließenden Teile, Insbesondere zur Ver- 
meidung von Härten, Vorbehalten. 


14. Bestehende Sondervereinbarungen über 
die Sozialversicherung von Bediensteten 
der Eisenbahnen auf Grenzbahnhöf en und 
beiderseitigen Anschlußstrecken werden 
durch das Abkommen nicht berührt. 
Künftige Vereinbarungen dieser Art 
bleiben Vorbehalten. 

15. a) Die Möglichkeit des Abschlusses eines 

Abkommens über die Krankenver- 
sicherung zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft soll nach erfolg- 
ter Revision der Bestimmungen über 
die schweizerische Krankenversicherung 
geprüft werden. Es besteht aber 
gegenseitige Übereinstimmung, daß 
die beiderseitigen Träger der Kran- 
kenversicherung Vereinbarungen über 
die Durchführung der Krankenver- 
sicherung der Grenzgänger treffen 
können. Diese Vereinbarungen be- 
dürfen der Zustimmung der obersten 
Verwaltungsbehörden der beiden ver- 
tragschließenden Teile. 

b) Die für Ausländer geltenden ein- 
schränkenden Bestimmungen der deut- 
schen Gesetzgebung über die Kranken- 
versicherung finden auf schweizerische 
Staatsangehörige keine Anwendung. 

c) Die schweizerische Sozialversicherungs- 
gesetzgebung enthält keine Bestim- 
mungen, wonach die schweizerischen 
und deutschen Staatsangehörigen hin- 
sichtlich der Rechte und Pflichten In 
der Kranken- und Tuberkulosever- 
sicherung irgendwie unterschiedlich 
behandelt würden. 

16. Deutsche Staatsangehörige, die während 
mindestens eines Jahres Beiträge an die 
schweizerische Alters- und Hinterlassenen- 
versicherung geleistet haben und seit min- 
destens zehn Jahren in der Schweiz an- 
sässig sind, hatten, sofern sie die allgemei- 
nen Voraussetzungen für den Bezug einer 
Alters- oder Hinterlassenenrente er- 
füllen, bereits seit dem 1. Januar 1948 die 
Möglichkeit, einmalige oder periodische 
Fürsorgeleistungen auf Grund und nach 
Maßgabe des schweizerischen Bundesbe- 
schlusses vom 8. Oktober 1948 über die 
Verwendung der der Alters- und Hinter- 
lassenenversicherung aus den Überschüssen 
der Lohn- und Verdienstersatzordnung 
zugewiesenen Mittel zu beziehen. Die 
schweizerische Delegation erklärte, daß 
vorgesehen sei, vom 1. Januar 1951 an 
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für Ausländer die Bedingung der Mindest- 
beitragsdauer von einem Jahr fallen zu 
lassen. 

17. Die schweizerische Gesetzgebung über 
Familienzulagen an landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer und Gebirgsbauern ent- 


hält keine Bestimmung, wonach die 
schweizerischen und deutschen Staatsan- 
gehörigen irgendwie unterschiedlich be- 
handelt würden. 

18. Eine Vereinbarung über die Arbeitslosen- 
versicherung bleibt Vorbehalten. 


Gefertigt in doppelter Urschrift 
in Bonn, am 24. Oktober 1950. 


Dieses Schlußprotokoll, das Bestandteil des 
Abkommens zwischen den Regierungen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft über Sozialver- 
sicherung vom heutigen Tage bildet, gilt 
unter denselben Voraussetzungen und für 
dieselbe Dauer wie das Abkommen selbst. 


Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 
J. Eckert 
Dr. Dobbernach 


Für den 

Schweizerischen Bundesrat 
Saxer 
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Memorandum 


zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossensdiaft über Sozialversicherung nebst Schlußprotokoll 


In der Zeit vom 25. April bis 1. Mai 1950 
haben in Bern und vom 17. bis 24. Oktober 
1950 haben in Bonn Verhandlungen zwischen 
einer Delegation, der Bundesrepublik Deutsch- 
land und einer Delegation der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über den Abschluß eines 
deutsch-schweizerischen Abkommens über So- 
zialversicherung stattgefunden. 

Die Verhandlungen haben am 24. Oktober 
1950 zur Unterzeichnung folgender Doku- 
mente geführt: 

1. Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über Sozialversicherung, 

2. Schlußprotokoll zu dem vorbezeichn etcn 
Abkommen. 


1. Zum Abkommen 

1. Zum Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungcji 

Das Abkommen bezieht sich nach seinem 
Artikel 1 

a) in der Bundesrepublik Deutschland auf 
die Rentenversicherung der Arbeiter (In- 
V aliden Versicherung) , 

die Rentenversicherung der Angestellten 
(Angestelltenversicherung), 
die knappschaftliche Rentenversicherung, 
die Unfallversicherung. 

b) in der Schweiz auf 

die Alters- und Hinterlassenenversiche- 
rung, 

die Unfallversicherung. 

Die in beiden Vertragsstaaten bestehenden 
Krankenversicherungen wurden in das Ab- 
kommen nicht einbezogen. Nach Ziffer 15 des 
Schlußprotokolls soll die Einbeziehung der 
Krankenversicherung später geprüft werden, 
sobald die Bestimmungen über die Schweize- 
rische Krankenversicherung einer Revision 


unterzogen worden sind. Über die Durchfüh- 
rung der Krankenversicherung der Grenz- 
gänger soll zwischen den beiderseitigen Trägern 
der Krankenversicherung mit Zustimmung der 
obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
Vertpgsstaaten schon vorher eine besondere 
Vereinbarung getroffen werden. Der Haupt- 
grund für die Nichteinbczichung der Kranken- 
versicherung in das Abkommen bestand darin, 
daß das schweizerische System grundlegend 
von dem deutschen abweicht. In der Schweiz 
beruht die Krankenversicherung im wesent- 
lichen auf der kantonalen Gesetzgebung. Es 
besteht keine allgemeine Pflichtversicherung 
im gesamten Staatsgebiet der Schweiz. Einige 
Kantone haben zwar eine Pflichtversicherung 
eingeführt, andere dagegen nur eine freiwillige 
Versicherung, während in einem Teil der Kan- 
tone eine Krankenversicherung überhaupt 
nicht besteht. Unter diesen Umständen 
stimmten beide Delegationen darin überein, 
die Krankenversicherung vorläufig aus dem 
Abkommen herauszulassen. 

Eine besondere Vereinbarung über die Ar- 
beitslosenversicherung ist nach Ziffer 18 des 
Schlußprotokolls in Aussicht genommen. 

Schließlich wird hervorgehoben, daß das 
Risiko der Invalidität und der Berufsunfähig- 
keit in der Schweiz zur Zeit noch keiner 
Sozialversicherung unterliegt. Die im Jahre 
1946 eingeführte Alters- und Hinterlassenen- 
verslcherung gewährt Renten nur im Falle des 
Alters und des Todes. 

Artikel 2 stellt die beiderseitigen Staats- 
angehörigen in ihren Rechten und Pflichten 
aus der Sozialversicherung der beiden Ver- 
tragsstaaten grundsätzlich einander gleich. 
Innerstaatliche Vorschriften über eine unter- 
schiedliche Behandlung von Inländern und 
Ausländern finden auf die Angehörigen der 
beiden Vertragsstaaten keine Anwendung. 

Im Artikel 3 werden die Zuständig- 
keiten der beiderseitigen Sozialversicherungen 
gegeneinander abgegrenzt und zwar richtet 
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sich die Zuständigkeit grundsätzlich nach dem 
Beschäftigungsort (Absatz 1). Von diesem 
Grundsatz werden im Absatz 2 einige Aus- 
nahmen aufgeführt, um dadurch die prak- 
tische Durchführung der Sozialversicherung zu 
erleichtern. Es handelt sich dabei um Personen, 
die entweder zu einer vorübergehenden Be- 
schäftigung in das andere Land entsandt wer- 
den, oder um Beschäftigte bei den von der ge- 
meinsamen Landesgrenze durchschnittenen 
Unternehmen, oder um Beschäftigte bei Ver- 
kehrsunternehmen einschließlich von Luft- 
fahrts- und Sdiiffahrtsunternehmen, oder um 
solche bei amtlichen Verwaltungsstellen an 
der Grenze oder schließlich um das Personal 
bei diplomatisdien oder konsularischen Ver- 
tretungen. In allen diesen Bällen richtet sich 
die Zuständigkeit der beiderseitigen Ver- 
sidierungen nach dem Sitz des Unternehmens 
bzw. der Plagge des Seeschiffes bzw. dem ent- 
sendenden Staat. Nach Absatz 3 können die 
obersten Verwaltungsbehörden der beiden 
Vertragsstaaten sowohl von dem Hauptgrund- 
satz für die Zuständigkeit (Beschäftigungsort) 
als auch von den Sonderbestimmungen des 
Absatzes 2 für bestimmte Fälle Ausnahmen 
vereinbaren. In Ziffer 4 des Schlußprotokolls 
ist bereits festgelegt, daß Personen schweize- 
rischer Staatsangehörigkeit, die in dem per- 
sönlichen Dienst des Leiters oder von Be- 
diensteten einer sdiweizerlsdien diplomatisdien 
oder konsularischen Vertretung in der Bundes- 
republik Deutschland stehen, in der deutschen 
Unfallversicherung und, soweit diese Personen 
nicht freiwillig der schweizerischen Alters- und 
Hinterlassenenversicherung angehören, auch in 
den anderen Zweigen der deutschen Sozial- 
versicherung versicherungspflichtig sind. 

Der Artikel4 stellt den Grundsatz auf, 
daß die beiderseitigen Staatsangehörigen die 
Leistungen sowohl der schweizerischen als auch 
der deutschen Sozialversicherung ohne jede 
Einschränkung und unter Einschluß aller Zu- 
schüsse aus öffentlichen Mitteln erhalten, so- 
lange sie im Gebiet eines der beiden Vertrags- 
staaten wohnen. Wohnt ein deutscher oder 
ein schweizerischer Staatsangehöriger in einem 
dritten Staat, so erhält er die Leistungen aus 
der Sozialversicherung eines der beiden Ver- 
tragsstaaten unter den gleichen Voraussetzun- 
gen und in dem gleichen Umfange wie ein An- 
gehöriger dieses Staates, der sich in dem dritten 
Staat aufhält. Das Abkommen beseitigt also 
für die beiderseitigen Staatsangehörigen alle 
innerstaatlichen Vorschriften, duräi die 
Leistungen wegen Auslandsaufenthalt ; be- 
schränkt oder zum Ruhen gebracht werden. 


wenn der Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland oder in der Schweiz gegeben Ist. 
Beim Aufenthalt in einem dritten Staat gilt 
dies nicht uneingeschränkt; so erhält z. B. ein 
schweizerischer Staatsangehöriger, der sich in 
einem dritten Staat aufhält, die ihm zu- 
stehende Rente aus der deutschen Invalideii- 
versldierung ohne Grundbetrag, da auch ein 
deutscher Staatsangehöriger in dem dritten 
Staat die Rente ohne Grundbetrag erhält, es 
sei denn, daß mit dem dritten Staat durch ein 
Sozialversicherungsabkommen etwas anderes 
bestimmt ist. Hervorgehoben wird, daß sich 
diese die Leistungsgewährung erleichternden 
Bestimmungen nur auf die beiderseitigen 
Staatsangehörigen erstrecken, nidit dagegen 
auf Angehörige eines dritten Staates, die einen 
Leistungsanspruch gegen eine der beiden Ver- 
sicherungen oder gegen beide haben, und zwar 
auch dann nicht, wenn sie in der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder in der Schweiz wohnen. 
Der Alternativvorschlag der deutschen Dele- 
gation, dieses Staatsangehörigkeitsprinzip 
fallen zu lassen und allen Anspruchsberechtig- 
ten der beiden Sozialversicherungen, die in 
einem der beiden Vertragsstaaten wohnen, die 
Leistungen unbeschränkt zu gewähren, wurde 
auf Wunsch der schweizerischen Delegation 
zurückgestellt. 


2. Zum Abschnitt II 

Versicherung für den Fall der 

Invalidität und der Berufs- 
unfähigkeit 

Wie bereits in den einleitenden Aus- 
führungen betont wurde, besteht In der 
Schweiz keine Sozialversicherung für den Fall 
der Invalidität oder der Berufsunfähigkeit. 
Aus diesem Grunde konnte für diese Risiken 
ein vollständiges und in sonstigen Ab- 
kommen mit auswärtigen Staaten übliches 
Gegenseitigkeitsverhältnis nicht hergestellt 
werden. 

Der Artikel 5 bestimmt daher, daß die 
nacL deutschem Recht für den Fall der In- 
validität oder der Berufsunfähigkeit zu ge- 
währenden Renten allein nach Maßgabe der 
in den deutschen Rentenversicherungen zu- 
rückgelegten Versicherungszelten festgestellt 
und gewährt werden. Schweizerische Ver- 
sicherungszelten bleiben hierbei unberück- 
sichtigt. Vollendet jedoch ein solcher An- 
spruchsberechtigter das 65. Lebensjahr, so 
wird seine Rente gewissermaßen In eine 
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Altersrente umgewandelt, auf die dann die 
Bestimmungen des Artikels 7 des Ab- 
kommens anzuwenden sind. 


3. Zum Abschnitt III 

Versicherung für den Fall des 
Alters und des Todes 

Einer der wichtigsten Grundsätze in 
zwischenstaatlichen Abkommen über die 
gesetzlichen Rentenversicherungen besteht 
darin, daß die in den beiderseitigen Renten- 
versicherungen zurückgelegten V ersicherungs- 
zeiten für den Erwerb und die Aufrecht- 
erhaltung des Leistungsanspruchs zusammen- 
gerechnet und die Rente nach der „pro-rata- 
temporis-Regel“ berechnet wird. Nach die- 
sem System hat die Versicherung jedes der 
beiden Vertragsstaaten bei der Ermittlung 
des Rentenanspruchs auch die in der Ver- 
sicherung des anderen Staates zurückgelegten 
Versicherungszeiten mit zu berücksichtigen 
und die Höhe der Rente nach dem"" Ver- 
hältnis der in der eigenen Versicherung zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten zur Ge- 
samtdauer der in beiden Versicherungen zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten zu be- 
rechnen. Dieses System ist nicht nur in die 
Internationale Konvention Nr. 48 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation aufgenommen 
worden, sondern hat auch in der großen 
Mehrzahl aller bilateralen Sozialversicherungs- 
abkommen, insbesondere bei den früher 
vom Deutschen Reich und neuerdings von 
der Bundesrepublik Deutschland abgeschlosse- 
nen Abkommen Eingang gefunden. 

Die schweizerische Delegation hat die An- 
nahme dieses Systems gegenüber der Bundes- 
republik Deutschland abgelehnt, ebenso wie sie 
es bereits gegenüber Frankreich, Österreich und 
Italien und auch bei dem multilateralen Ab- 
kommen über die soziale Sicherheit in der 
Rheinschiffahrt getan hat. Die schweizerische 
Regierung vertritt die Auffassung, daß die 
vorstehend gekennzeichneten Grundsätze zu 
dem in der Schweiz eingeführten Prinzip der 
unteilbaren Minimalrente im Gegensatz 
stehen. Eine Zusammenrechnung der beider- 
seitigen Versicherungszeiten würde dazu 
führen, daß die Schweiz sehr viele, oft äußerst 
bescheidene Renten nach dem Ausland zu 
überweisen hätte, wodurch die Verwaltung 
ungebührlich stark in Anspruch genommen 
würde. Die deutsche Delegation hat ge- 
glaubt, sich den Argumenten der schweize- 


rischen Delegation nicht verschließen zu 
können. Dies war umso weniger möglich, 
als auch in den von der Bundesrepublik 
Deutschland, der Schweiz, Frankreich, den 
Niederlanden und Belgien Unterzeichneten 
Abkommen über die soziale Sicherheit in der 
Rheinschiffahrt eine Einigung darüber er- 
zielt wurde, daß für die Schweiz die oben ge- 
kennzeichneten Grundsätze nicht gelten 
sollen, sondern statt dessen Sonderbestim- 
mungen für die schweizerische Alters- und 
Hinterlassenenversicherung eingeführt wer- 
den. Diese Sonderbestimmungen des Rhein- 
schiffahrtsabkommens haben auch in dem 
deutsch-schweizerischen Abkommen ihren 
Niederschlag gefunden. 

Der Artikel 6 regelt die Ansprüche 
deutscher Staatsangehöriger gegen die 
schweizerische Alters- und Hinterlassenen- 
versicherung. Die Grundsätze sind folgende: 

1. Deutsche Staatsangehörige erhalten die 
ordentliche Rente der schweizerischen 
Alters- und Hinterlassenenversicherung 
ungekürzt und unter den gleichen Vor- 
aussetzungen wie schweizerische Staatsan- 
gehörige, wenn sie eine gewisse Mindest- 
zeit in der Schweiz versichert waren oder 
dort gewohnt haben. Voraussetzung ist, 
daß entweder für fünf volle Jahre Bei- 
träge an die schweizerische Versicherung 
entrichtet worden sind oder daß der 
deutsche Staatsangehörige mindestens 
zehn Jahre, davon mindestens fünf Jahre 
unmittelbar und ununterbrochen vor 
dem Versicherungsfall in der Schweiz ge- 
wohnt und in dieser Zeit für mindestens 
ein volles Jahr Beiträge entrichtet hat. 
Gegenüber dem innerstaatlichen schweize- 
rischen Recht, das für Ausländer eine 
Wartezeit von zehn Jahren vorsieht, be- 
deutet die Regelung des Abkommens ein 
bedeutendes Entgegenkommen gegenüber 
den deutschen Staatsangehörigen (Ab- 
satz 1). 

2. Entsprechendes gilt auch für Hinter- 
bliebenenrenten an die Angehörigen ver- 
storbener deutscher Staatsangehöriger 
(Absatz 2). 

3. Daß für die schweizerischen Ansprüche 
die deutschen Versicherungszeiten nicht 
angerechnet werden, ist im Absatz 3 klar- 
gestellt. 

4. Ein weiteres Entgegenkommen besteht 
darin, daß die im Artikel 40 des schweize- 
rischen Bundesgesetzes über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung vorge- 
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sehene Bestimmiung, nach der die Renten 
an Ausränder um ein Drittel gekürzt 
werden, für deutsche Staatsangehörige 
außer Kraft gesetzt worden sind (Ab- . 
Satz 4). 

5. Um die deutschen Staatsangehörigen, die 
die oben erwähnten Mindestversicherungs- 
oder Mindestwohnsitzzeiten in der 
Schweiz nicht erfüllen und keinenRenten- 
anspruch gegen die schweizerische Ver- 
sicherung erworben haben, vor ungerecht- 
fertigtem .Schaden zu bewahren, sind in 
Absatz 5 Bestimmungen über die Rück- 
erstattung der an die schweizerische Ver- 
sicherung entrichteten Beiträge enthalten. 
Soweit hiernach Beiträge rückerstattet 
werden, werden sie entweder von der 
deutschen Versicherung zur Gewährung 
zusätzlicher Renten verwendet oder, falls 
kein Rentenanspruch gegen die deutsche 
Versicherung besteht, an den Versicherten 
oder seine Hinterbliebenen ausgezahlt. 

Der Artikel 7 befaßt sich mit der Be- 
handlung schweizerischer Staatsangehöriger 

in den deutschen Rentenversicherungen. Die 

Grundsätze sind folgende: 

1, Die in der schweizerischen Alters- und 
Hinterlassenenversicherung zurückgeleg- 
ten Versicherungszeiten werden bedingt 
mit den deutschen Versicherungszeiten 
für die Erfüllung der Wartezeit und die 
Erhaltung der Anwartschaft nach deut- 
schem Recht zusammengerechnet. Die 
Zusammenrechnung erfolgt für die Er- 
füllung der 15jährigen Wartezeit, die für 
die Altersrente vorgeschrieben ist, nur 
dann, falls mindestens für fünf Jahre Bei- 
träge an die deutsche Rentenversicherung 
entrichtet wurden. Für die 5jährige 
Wartezeit, die nach deutschem Recht für 
Hinterbliebenenrenten vorgesehen ist, er- 
folgt keine Zusammenrechnung mit den 
schweizerischen Versicherungszeiten. Für 
die Erhaltung der Anwartschaft werden 
die schweizerischen Versicherungszeiten 
sowohl bei der Alters- als auch bei der 
Hinterbliebenenrente angerechnet (Ab- 
satz 1). 

2. Nach Absatz 2 wird die Berechnung 
der von den deutschen Rentenversiche- 
rungen zu gewährenden Leistungen nach 
dem pro-rata-temporis- Verfahren gere- 
gelt. Ergänzend hierzu ist in Ziffer 9 des 
Schlußprotokolls bestimmt, welche Ren- 
tenbestandteile ungekürzt gewährt wer- 
den und welche Bestandteile der Kür- 
zung pro rata temporis unterliegen. 


3.. Durch den Absatz 3 soll vermieden wer- 
den, daß ein Berechtigter, der Renten- 
ansprüche sowohl gegen die schweizerische 
als auch gegen die deutsche Versicherung 
hat, insgesamt eine geringere Rente er- 
hält als er sie allein nach der deutschen 
Gesetzgebung erhalten würde. 

4. Im Absatz 4 wird der Grundsatz für die 
Berechnung zusätzlicher Steigerungsbe- 
träge festgelegt, die für die von der 
schweizerischen Alters- und Hinterlassenen- 
versicherung nach Artikel 6 Absatz 5 
rückerstatteten Beiträge zu gewähren 
sind. 

5. Der Absatz 5 des Artikels 7 Ist das 
Gegenstück zu Artikel 6 Absatz 5. Danach 
haben auch die deutschen Versicherungs- 
träger, gegen die ein schweizerischer 
Staatsangehöriger keinen Rentenanspruch 
geltend machen kann, einen Teil der Bei- 
träge zurückzuerstatten. Der Anteil ist 
auf 80 V. H. festgelegt, um dem ge- 
tragenen Invaliditäts- oder Berufsunfähig- 
keitsrisiko Rechnung zu tragen. Daß nur 
die nach dem 30. Juni 1948 entrichteten 
Beiträge zurückerstattet werden können, 
beruht auf der Erwägung, daß die vor 
dem 1. Juli 1948 entrichteten Beiträge in 
Reichsmark entrichtet wurden und durdi 
die Währungsreform ihren Wert ver- 
loren haben. Auf Wunsch der schweize- 
rischen Delegation werden die zurückzu- 
erstattenden Beiträge nicht an die 
schweizerische Versicherung, sondern in 
jedem Falle an den Versicherten oder 
seine Hinterbliebenen ausgezahlt. 

Der Artikel 8 gibt den aus der 
schweizerischen Alters- und Hinterlassenen- 
versicherung Ausscheidenden, die ihren 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 
aufnehmen, die Möglichkeit, sich in den 
deutschen Rentenversicherungen weiter zu 
versichern. Der Gegenseitigkeit steht das 
schweizerische Gesetz entgegen, das Aus- 
ländern das Recht der freiwilligen Versiche- 
rung nicht zugesteht. 


4. Zum Abschnitt IV 

Versicherung gegen Unfälle 
und Berufskrankheiten 

Der A r 1 1 k e 1 9 sichert Versicherten eines 
Vertragsstaates, die im’ Gebiet des anderen 
Staates einen Unfall erleiden oder sich eine 
Berufskrankheit zuziehen, die erforderliche 
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Krankenbehandlung zu. Gleichzeitig wird 
durch Artikel 9 gewährleistet, daß die da- 
durch entstehenden Kosten von dem ver- 
pflichteten Versicherungsträger an den die 
Krankenbehandlung tatsächlich leistenden 
Versicherungsträger erstattet werden. 

Der Artikel 10 enthält in seinem Ab- 
satz 1 eine in den meisten Sozialversiche- 
rungsabkommen vorgesehene Bestimmung, 
nac^ der Unfälle und Berufskrankheiten, die 
sich in einem Vertragsstaat ereignet haben, 
bei einem weiteren Unfall oder einer neuen 
Berufskrankheit im anderen Staat ebenso be- 
rücksichtigt werden als ob sich der erste Un- 
fall (Berufskrankheit) in dem Staat ereignet 
hätte, in dem der zweite Unfall eintritt. Der 
Absatz 2 gibt die Möglichkeit, bei Berufs- 
krankheiten, die während der Beschäftigung 
in einem Vertragsstaat verursacht werden, 
aber erst beim Aufenthalt oder der Beschäf- 
tigung Im anderen Vertragsstaat ausbrechen 
und entschädigungspflichtig werden, Härten 
zu vermeiden. Es soll durch diese Bestim- 
mung unterbunden werden, daß eine Person, 
die an einer solchen Beruf skrankheit leidet, nicht 
wegen des Kausalzusammenhanges zwischen 
der Berufskrankheit und der Beschäftigung 
im anderen Staat keine Entschädigung erhält. 
Auf Wunsch der schweizerischen Delegation 
ist diese Bestimmung in die Form einer Er- 
mächtigung für die obersten Verwaltungsbe- 
hörden der beiden Vertragsstaaten gekleidet 
worden, um zunächst praktische Fälle abzu- 
warten. 

Zu Artikel 11 ist folgendes zu be- 
merken: 

Nach Artikel 90 des-^ schweizerischen 
Bundesgesetzes über die Kranken- und Un- 
fallversicherung werden die auf Grund eines 
Unfalles zu gewährenden Invalidenrenten an 
Personen, die nicht die schweizerische Staats- 
angehörigkeit haben, um 25 v. H. gekürzt. 
Diese Kürzungsvorschrift wird durch Ar- 
tikel 11 für deutsche Staatsangehörige außer 
Kraft gesetzt. 

5. Zum Abschnitt V 

Gemeinsame Bestimmungen 

Der Artikel 12 enthält Bestimmungen 
über die Anwendung der innerstaatlichen 
Rühens Vorschriften beim Zusammentreffen 
mehrerer Leistungen. Derartige Bestimmungen 
sind auch in sonstigen Abkommen vorgesehen. 


Der Artikel 13 stellt den üblichen Grund- 
satz der gegenseitigen und kostenlosen Ver- 
waltungshilfe auf. 

Der Artikel 14 regelt den unmittelbaren 
Verkehr zwischen den beiderseitigen Trägern, 
Behörden und Gerichten der Sozialversiche- 
rung, soweit er für die Durchführung des Ab- 
kommens notwendig ist. 

Der Artikel 15 dient der reibungslosen 
Durchführung des Abkommens bei der Stel- 
lung von Anträgen auf Versicherungsleistungen 
und bei der Einlegung von Rechtsmitteln im 
Streitverfahren zur Erlangung von Ver- 
sicherungsleistungen. 

Der Artikel 16 enthält die üblichen Be- 
stimmungen über Steuer- und Gebührenbe- 
freiungen sowie über die Befreiung von Be- 
glaubigungen durch diplomatische oder kon- 
sularische Behörden. 

Der Artikel 17 regelt den gegenseitigen 
Zahlungsverkehr. 

Der Artikel 18 stellt klar, daß die inner- 
staatlichen Vorschriften über die Selbstverwal- 
tung der Versicherungsträger durch das Ab 
kommen nicht berührt werden. 

6. Zum Abschnitt VI 
Schluß- und 

Übergangsbestimmungen 

Der Artikel 19 gibt den beiderseitigen 
obersten Verwaltungsbehörden die Ermäch- 
tigung, Durchführungsvereinbarungen abzu- 
schließen. 

Der Artikel 20 stellt den Grundsatz auf, 
etwaige Streitigkeiten über die Durchführung 
des Abkommens durch die obersten Verwal- 
tungsbehörden der beiden Vertragsstaaten im 
gegenseitigen Einvernehmen zu regeln. Nur 
wenn ein solches Einvernehmen nicht erzielt 
werden kann, soll ein internationales Schieds- 
gericht den Streitfall entscheiden. 

Der Artikel 21 bestimmt, welche Be- 
hörden in den beiden Vertragsstaaten als 
oberste Verwaltungsbehörden anzusehen sind. 

Im Artikel 22 ist vorgesehen, daß das 
Inkrafttreten des Abkommens einer beson- 
deren Vereinbarung zwischen den beider- 
seitigen Regierungen Vorbehalten bleibt. 

Die Artikel 23 und 24 enthalten die 
üblichen Bestimmungen über die Dauer und 
Kündigung des Abkommens sowie über seine 
Anwendung auf zurückliegende Versicherungs- 
fälle. 
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IL Zum Schlußprotokoll 

Ziffer 1 enthält eine Begriffsdefinition 
der Bundesrepublik Deutschland. 

In Ziffer 2 werden auf deutscher Seite 
die Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland im Verhältnis zur früheren ge- 
samtdeutschen Sozialversicherung abgegrenzt. 
Die Abgrenzung erfolgt nach den gleichen 
Kriterien wie sie neuerdings im Verhältnis zu 
auswärtigen Staaten angewendet werden. 
Gleichzeitig wird im Schlußabsatz der Ziffer 2 
auch klargestellt, in welchem Umfange deut- 
sche, Staatsangehörige als solche von der 
schweizerischen Versicherung nach dem Ab- 
kommen behandelt werden. 

In Z i f f e r 3 wird zur Ergänzung der Be- 
stimmungen in Ziffer 2 Näheres über die von 
den beiderseitigen Versicherungen zu berück- 
sichtigenden Versicherungszeiten bestimmt. 

Hinsichtlich der Ziffer 4 wird auf die 
obigen Ausführungen zu Artikel 3 des Ab- 
kommens verwiesen. 


Die Ziffern 5 bis 11 enthalten er- 
läuternde Begriffsdefinitionen und Ergänzun- 
gen des Abkommens. 

Die Ziffer 12 enthält vorläufige Ver- 
einbarungen über die künftige Regelung rück- 
ständiger Renten, die seit 1945 wegen der Ein- 
stellung des zwischenstaatlichen Zahlungsver- 
kehrs nicht mehr gezahlt worden sind. Die 
deutsche Regierung ist bestrebt, eine beider- 
seits befriedigende Regelung dieser Rückstände 
durch eine entsprechende Vereinbarung in der 
für den deutsch-schweizerischen Zahlungsver- 
kehr zuständigen „Gemischten Kommission“ 
möglichst rasch herbeizuführen. Von schweize- 
rischer Seite sind die rückständigen Renten in 
einem Ausmaß von rund 500 000 Schweizer 
Franken fast restlos nachbezahlt worden. Die 
von deutscher Seite noch offen stehenden 
Rückstände belaufen sich auf etwa 1,5 bis 1,8 
Millionen DM, wobei diejenigen für die Zeit 
vor dem 1. Juli 1948 im Verhältnis 10:1 von 
Reichsmark auf Deutsche Mark umgestellt 
sind. 

Die Ziffern 13 bis 19 bedürfen keiner 
besonderen Begründung oder Erläuterung. 
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